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§ 1.  Name, Sitz, und Tätigkeitsbereich 

 

(1) Der Verein führt den Namen "Motorradclub Carpe Diem". 

 

(2) Der Verein hat seinen Sitz in Wien. 

 

(3) Er erstreckt seine Tätigkeit auf die gesamte Welt. 

 

 

 

§ 2.  Zweck des Vereines 

 

Der Verein, dessen Tätigkeit nicht auf Gewinn gerichtet ist, bezweckt Motorradfahrern und Mo-

torradfahrerinnen die Möglichkeit zu bieten, ihre gemeinsamen Interessen an Motorrädern, 

Motorradzubehör, -tuning und -styling und die damit verbundenen Aktivitäten, wie gemein-

same Ausfahrten und Touren, Besuch und Organisation von einschlägigen Veranstaltungen in 

der Gemeinschaft von Gleichgesinnten auszuüben. Darüber hinaus ist es Ziel des Vereins, zur 

Imageverbesserung der Motorradfahrer in der Öffentlichkeit beizutragen und Vorurteile ge-

genüber Motorradfahrern abzubauen, sowie das Interesse am Motorrad fahren zu fördern. 

Weiters soll der Verein die Kommunikation der Motorradfahrer untereinander (sowohl Einzel-

personen, als auch in Vereinen organisierte) fördern. Der Verein ist bemüht, im Sinne seines 

Namens (lat. für "nutze den Tag") der Philosophie des Motorrad fahrens eine neue Dimension 

zu geben. 

 

 

 

§ 3.  Tätigkeiten, die zur Verwirklichung des Vereinszwecks vorgesehen sind 

 

(1) Der beabsichtigte Vereinszweck soll durch die im Abs. 2 angeführten Tätigkeiten verwirk-

licht werden. 

 

(2) Als ideelle Mittel dienen: 

 a) gemeinsame Ausfahrten und Touren, 

 b) Vorträge und Diskussionsabende, 

 c) Versammlungen und gesellige Zusammenkünfte, 

 d) Zusammenkünfte mit Vertretern ähnlicher Vereine, 

 e) Herausgabe einer Clubbroschüre, 

 f) Aufbau einer einschlägigen Bibliothek, 

 g) Aufbau einer Dokumentation über Kilometerleistung, Verbrauch, Kosten usw. mög-

lichst vieler unterschiedlicher Motorradtypen. 

 

(3) Die erforderlichen finanziellen Mittel sollen aufgebracht werden durch: 

 a) Beitrittsgebühren und Mitgliedsbeiträge, 

 b) Erträgnisse aus vereinseigenen Veranstaltungen, 

 c) Spenden, Sammlungen, Vermächtnisse und sonstige Zuwendungen. 
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§ 4.  Arten der Mitgliedschaft 

 

(1) Die Mitglieder des Vereins gliedern sich in ordentliche, außerordentliche, angehörige und 

Ehrenmitglieder. 

 

(2) Ordentliche Mitglieder sind solche, die sich voll an der Vereinsarbeit beteiligen. 

 

(3) Außerordentliche Mitglieder sind solche,  

 a) die die Vereinsarbeit vor allem durch Zahlung eines erhöhten Mitgliedsbeitrages 

fördern oder 

 b) aufgrund des Fehlens einer oder mehrerer Voraussetzungen weder ordentliche 

noch angehörige Mitglieder sein können, jedoch aus besonders berücksichti-

genswerten Gründen eine Mitgliedschaft erhalten oder beibehalten sollen. 

 

(4) Angehörige Mitglieder sind solche, die die in § 5 Abs. 1 lit. b für den Erwerb der Mitglied-

schaft erforderliche Bedingung nicht erfüllen, aber in einem Verwandtschaftsverhältnis 

oder einem persönlichen Nahverhältnis zu einem ordentlichen oder einem Ehrenmitglied 

stehen. 

 

(5) Ehrenmitglieder sind Personen, die hierzu wegen besonderer Verdienste um den Verein 

ernannt werden. 

 

 

 

§ 5.  Erwerb der Mitgliedschaft 

 

(1) Mitglieder des Vereines können alle physischen Personen werden, die 

 a) das achtzehnte Lebensjahr vollendet haben, 

 b) im Besitz des Führerscheines der Klasse A2 oder Klasse A sind und 

 c) unbescholten sind. 

 

(2) 1. Angehörige Mitglieder können sein: 

 a) der Ehegatte (die Ehegattin) eines ordentlichen oder eines Ehrenmitglieds, 

 b) der Lebensgefährte (die Lebensgefährtin) eines ordentlichen oder eines Ehren-

mitglieds unter der Voraussetzung, dass nicht bereits der Ehegatte (die Ehegat-

tin) dieses ordentlichen oder Ehrenmitglieds als angehöriges Mitglied dem Ver-

ein angehört, 

 c) die Kinder eines ordentlichen oder eines Ehrenmitglieds, 

 d) sonstige, mit einem ordentlichen oder einem Ehrenmitglied verwandte oder 

nichtverwandte Personen, wenn das ordentliche oder das Ehrenmitglied ein per-

sönliches Nahverhältnis zu dieser Person glaubhaft machen kann. 

 

 2. Als Kinder eines ordentlichen oder Ehrenmitglieds im Sinne der Z 1 lit. c gelten 

 a) dessen leibliche Kinder 

 b) dessen Wahlkinder 

 c) dessen Stiefkinder 

 d) dessen Pflegekinder 

 e) die Kinder dessen Lebensgefährten (Lebensgefährtin), sofern dieser (diese) be-

reits angehöriges Mitglied ist. 



4 

 3. Für angehörige Mitglieder entfallen die in Abs. 1 lit. a und b angeführten Erforder-

nisse, für außerordentliche und Ehrenmitglieder das in Abs. 1 lit. b angeführte Erfor-

dernis. 

 

 4. Personen, die das in Abs. 1 lit. b vorgesehene Erfordernis erfüllen, können nicht an-

gehörige Mitglieder sein. Erfüllt ein angehöriges Mitglied das in Abs. 1 lit. b vorge-

sehen Erfordernis während des laufenden Bestands seiner Mitgliedschaft, so hat es 

innerhalb von sechs Monaten ab Erfüllung dieses Erfordernisses einen Antrag auf 

Aufnahme als ordentliches Mitglied zu stellen oder seinen Austritt zu erklären; wid-

rigenfalls kann der Vorstand die Streichung des angehörigen Mitglieds vornehmen. 

 

 5. Von den in Abs. 2 Z 4 zweiter Satz getroffenen Bestimmungen sind Mitglieder, die 

zum Zeitpunkt der Erfüllung des in Abs. 1 lit. b vorgesehenen Erfordernisses bereits 

mehr als fünf Jahre durchgehend angehöriges Mitglied waren, ausgenommen. 

 

(3) Über die Aufnahme von ordentlichen, außerordentlichen und angehörigen Mitgliedern 

entscheidet der Vorstand innerhalb von sechs Wochen nach Beantragung der Mitglied-

schaft endgültig. Die Aufnahme kann ohne Angabe von Gründen verweigert werden. 

 

(4) Stellt ein angehöriges Mitglied einen Antrag auf Aufnahme als ordentliches Mitglied aus 

den in Abs. 2 Z 4 zweiter Satz genannten Gründen, kann der Vorstand die Aufnahme 

nicht verweigern. 

 

(5) Zur Aufnahme eines angehörigen Mitglieds ist das Einverständnis des, gem. Z 1 lit. a bis 

d erforderlichen ordentlichen Mitglieds oder Ehrenmitglieds notwendig. 

 

(6) Die Ernennung zum Ehrenmitglied erfolgt auf Antrag des Vorstands durch die General-

versammlung. 

 

(7) Vor Konstituierung des Vereins erfolgt die vorläufige Aufnahme durch den Proponenten. 

Diese Mitgliedschaft wird erst mit der Konstituierung des Vereins wirksam. 

 

 

 

§ 6.  Beendigung der Mitgliedschaft 

 

(1) Die Mitgliedschaft erlischt durch Tod, durch freiwilligen Austritt, durch Streichung und 

durch Ausschluss. 

 

(2) Der freiwillige Austritt kann nur mit Ende jedes Kalendervierteljahres (31. März, 30. Juni, 

30. September und 31. Dezember) erfolgen. Er muss dem Vorstand mindestens einen 

Monat vorher schriftlich mitgeteilt werden. Erfolgt die Anzeige verspätet, so ist sie erst 

zum nächsten Austrittstermin wirksam. 

 

(3) Die Streichung eines Mitglieds aus dem Verein kann der Vorstand vornehmen, 

 a) wenn dieses trotz dreimaliger Mahnung länger als drei Monate mit der Zahlung der 

Mitgliedsbeiträge im Rückstand ist. Die Verpflichtung zur Zahlung der fällig gewor-

denen Mitgliedsbeiträge bleibt hiervon unberührt. 
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 b) wenn eine oder mehrere im § 5 Abs. 1 lit. b und c und § 5 Abs. 2 Z 1 lit. a bis d für 

den Erwerb der Mitgliedschaft vorgesehene Voraussetzungen wegfallen. 

 

(4) Die Streichung eines angehörigen Mitglieds aus dem Verein hat der Vorstand vorzuneh-

men,  

 1. wenn die Mitgliedschaft des gem. § 5 Abs. 2 Z 1 lit. a bis d erforderlichen ordentlichen 

Mitglieds oder Ehrenmitglieds erlischt oder 

 2. a) wenn das Mitglied das in § 5 Abs. 1 lit. b vorgesehene Erfordernis während 

 des laufenden Bestandes seiner Mitgliedschaft erfüllt und 

 b) es nicht innerhalb von sechs Monaten ab Erfüllung dieses Erfordernisses einen 

Antrag auf Aufnahme als ordentliches Mitglied stellt oder seinen Austritt erklärt 

und 

 c) es nicht gemäß § 5 Abs. 2 Z 5 von den in § 5 Abs. 2 Z 4 zweiter Satz getroffenen 

Bestimmungen ausgenommen ist. 

 

(6) Der Ausschluss eines Mitglieds aus dem Verein kann vom Vorstand 

 a) wegen grober Verletzung der Mitgliedspflichten und 

 b) wegen unehrenhaften Verhaltens 

 verfügt werden. Gegen den Ausschluss ist die Berufung an die Generalversammlung zu-

lässig. Bis zur Entscheidung der Generalversammlung ruhen die Mitgliedsrechte. 

 

(7) Die Aberkennung der Ehrenmitgliedschaft kann aus den im Abs. 6 genannten Gründen 

von der Generalversammlung auf Antrag des Vorstands beschlossen werden. 

 

 

 

§ 7.  Rechte und Pflichten der Mitglieder 

 

(1) Die Mitglieder sind berechtigt, an allen Veranstaltungen des Vereins teilzunehmen und 

die Einrichtungen des Vereins zu beanspruchen. Das Stimmrecht in der Generalversamm-

lung sowie das aktive und passive Wahlrecht steht nur den ordentlichen und den Ehren-

mitgliedern zu. 

 

(2) Jedes Mitglied ist berechtigt, vom Vorstand die Ausfolgung der Statuten zu verlangen. 

 

(3) Mindestens ein Zehntel der Mitglieder kann vom Vorstand die Einberufung einer Gene-

ralversammlung verlangen. 

 

(4) Die Mitglieder sind in jeder Generalversammlung vom Vorstand über die Tätigkeit und 

finanzielle Gebarung des Vereins zu informieren. Wenn mindestens ein Zehntel der Mit-

glieder dies unter Angabe von Gründen verlangt, hat der Vorstand den betreffenden 

Mitgliedern eine solche Information auch sonst binnen vier Wochen zu geben. 

 

(5) Die Mitglieder sind vom Vorstand über den geprüften Rechnungsabschluss (Rechnungs-

legung) zu informieren. Geschieht dies in der Generalversammlung, sind die Rechnungs-

prüfer einzubinden. 

 

(6) Die Mitglieder sind verpflichtet, die Interessen des Vereins nach Kräften zu fördern und 

alles zu unterlassen, worunter das Ansehen und der Zweck des Vereins leiden könnte. Sie 
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sind zur pünktlichen Zahlung der Beitrittsgebühr und der Mitgliedsbeiträge in der von 

der Generalversammlung beschlossenen Höhe verpflichtet. Die Ehrenmitglieder sowie 

die außerordentlichen Mitglieder gem. § 4 Abs. 3 lit. b sind von der Pflicht zur Entrichtung 

dieser Gebühren und Beiträge befreit. 

 

(7) Die Mitglieder sind verpflichtet, sich an den Aktivitäten des Vereins weitestgehend zu 

beteiligen. 

 

(8) Die Mitglieder erhalten einen Mitgliedsausweis, den sie ständig bei sich zu führen haben, 

sowie das Clubabzeichen, welches sie bei gemeinsamen Ausfahrten, Unternehmungen, 

Veranstaltungen u. dgl. gut sichtbar an ihrer Kleidung anzubringen haben. 

 

(9) Die Mitglieder haben jeden Umstand, der Auswirkungen auf ihre Mitgliedschaft haben 

könnte umgehend dem Vorstand anzuzeigen. 

 

(10) Die Mitglieder sind verpflichtet, Clubausweis und alle in ihrem Besitz befindlichen Club-

abzeichen bei Beendigung ihrer Mitgliedschaft dem Vorstand zu übergeben. 

 

 

 

§ 8.  Vereinsorgane 

 

Organe des Vereins sind die Generalversammlung (§§ 9 und 10), der Vorstand (§§ 11 bis 13), 

die Rechnungsprüfer (§ 14) und das Schiedsgericht (§ 15). 

 

 

 

§ 9.  Die Generalversammlung 

 

(1) Die Generalversammlung ist die "Mitgliederversammlung" im Sinne des Vereinsgesetzes 

2002 idgF. Die ordentliche Generalversammlung findet alljährlich innerhalb des ersten 

Kalendervierteljahres (von 1. Jänner bis 31. März) statt. 

 

(2) Eine außerordentliche Generalversammlung findet auf 

 a) Beschluss des Vorstands oder der ordentlichen Generalversammlung, 

 b) schriftlich begründeten Antrag von mindestens einem Zehntel der Mitglieder, 

 c) Verlangen des/der Rechnungsprüfer/s (§ 21 Abs. 5 erster Satz VereinsG), 

 d) Beschluss der/eines Rechnungsprüfer/s (§ 21 Abs. 5 zweiter Satz VereinsG, § 11 Abs. 

3 dritter Satz dieser Statuten), 

 e) Beschluss eines gerichtlich bestellten Kurators (§ 11 Abs. 3 vierter Satz dieser Statu-

ten) 

 binnen zwei Monaten statt. 

 

(3) Sowohl zu den ordentlichen wie auch zu den außerordentlichen Generalversammlungen 

sind alle Mitglieder mindestens drei Wochen vor dem Termin schriftlich oder per E-Mail 

(an die vom Mitglied dem Vorstand bekannt gegebene E-Mail-Adresse) einzuladen. Die 

Anberaumung der Generalversammlung hat unter Angabe der Tagesordnung zu erfol-

gen. Die Einberufung erfolgt durch den Vorstand (Abs. 1 und Abs. 2 lit. a bis c), den/die 



7 

Rechnungsprüfer (Abs. 2 lit. d) oder durch einen gerichtlich bestellten Kurator (Abs. 2 

lit. e). 

 

(4) Anträge zu Tagesordnungspunkten der Generalversammlung sind mindestens eine Wo-

che vor dem Termin der Generalversammlung beim Vorstand schriftlich oder per E-Mail 

einzureichen. 

 

(5) Gültige Beschlüsse – ausgenommen solche über einen Antrag auf Einberufung einer au-

ßerordentlichen Generalversammlung – können nur zu Tagesordnungspunkten gefasst 

werden. 

 

(6) Bei der Generalversammlung sind alle Mitglieder teilnahmeberechtigt. Das Stimm- bzw. 

Wahlrecht richtet sich nach § 7 Abs. 1 zweiter Satz der Statuten. Jedes stimmberechtigte 

Mitglied hat eine Stimme. Die Übertragung des Stimmrechts auf ein anderes stimmbe-

rechtigtes Mitglied im Wege einer schriftlichen Bevollmächtigung ist zulässig. 

 

(7) Die Generalversammlung ist ohne Rücksicht auf die Anzahl der Erschienenen beschluss-

fähig. 

 

(8) Die Wahlen und Beschlussfassungen in der Generalversammlung erfolgen in der Regel 

mit einfacher Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen. Bei Stimmengleichheit gibt 

die Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag. Beschlüsse mit denen die Statuten des Ver-

eins geändert oder der Verein aufgelöst werden soll, bedürfen jedoch der qualifizierten 

Mehrheit von drei Vierteln der abgegebenen gültigen Stimmen. 

 

(9) Den Vorsitz in der Generalversammlung führt der Präsident, in dessen Verhinderung sein 

erster Stellvertreter. Ist auch der erste Stellvertreter verhindert, so führt der zweite Stell-

vertreter den Vorsitz. Wenn auch dieser verhindert ist, so führt das an Mitgliedsjahren 

älteste anwesende Vorstandsmitglied den Vorsitz. 

 

 

 

§ 10.  Aufgabenkreis der Generalversammlung 

 

Der Generalversammlung sind folgende Aufgaben vorbehalten: 

a) Entgegennahme und Genehmigung des Rechenschaftsberichts und des Rechnungsab-

schlusses unter Einbindung der Rechnungsprüfer; 

b) Beschlussfassung über den Voranschlag; 

c) Wahl und Enthebung der Mitglieder des Vorstands und der Rechnungsprüfer; 

d) Genehmigung von Rechtsgeschäften zwischen Rechnungsprüfern und Verein; 

e) Entlastung des Vorstands; 

f) Festsetzung der Höhe der Beitrittsgebühr und der Mitgliedsbeiträge; 

g) Verleihung und Aberkennung der Ehrenmitgliedschaft; 

h) Entscheidung über Berufungen gegen Ausschlüsse von der Mitgliedschaft; 

i) Beschlussfassung über Statutenänderungen und die freiwillige Auflösung des Vereins; 

j) Beratung und Beschlussfassung über sonstige auf der Tagesordnung stehende Fragen. 
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§ 11.  Der Vorstand 

 

(1) Der Vorstand besteht aus fünf Mitgliedern, und zwar aus 

 a) dem Präsidenten und seinen beiden Stellvertretern (Vizepräsidenten), 

  aa) Erster Stellvertreter ist der an Mitgliedsjahren ältere Stellvertreter. 

  bb) Zweiter Stellvertreter ist der an Mitgliedsjahren jüngere Stellvertreter. 

 b) dem Schriftführer, sowie 

 c) dem Kassier. 

 

(2) Die Funktionsdauer des Vorstands beträgt fünf Jahre. Auf jeden Fall währt sie bis zur 

Wahl eines neuen Vorstands. Ausgeschiedene Vorstandsmitglieder sind wieder wählbar. 

Jede Funktion im Vorstand ist persönlich auszuüben. 

 

(3) Der Vorstand wird von der Generalversammlung gewählt. Der Vorstand hat das Recht, 

bei Ausscheiden eines gewählten Vorstandsmitglieds an seine Stelle ein anderes wähl-

bares Mitglied zu kooptieren, wozu die nachträgliche Genehmigung in der nächstfolgen-

den Generalversammlung einzuholen ist. Fällt der Vorstand ohne Selbstergänzung durch 

Kooptierung überhaupt oder auf unvorhersehbar lange Zeit aus, so ist jeder Rechnungs-

prüfer verpflichtet, unverzüglich eine außerordentliche Generalversammlung zum Zweck 

der Neuwahl eines Vorstands einzuberufen. Sollten auch die Rechnungsprüfer hand-

lungsunfähig sein, hat jedes ordentliche Mitglied, das die Notsituation erkennt, unver-

züglich die Bestellung eines Kurators beim zuständigen Gericht zu beantragen, der um-

gehend eine außerordentliche Generalversammlung einzuberufen hat. 

 

(4) Der Vorstand wird vom Präsidenten, bei dessen Verhinderung von dessen erstem Stell-

vertreter, ist auch dieser verhindert, vom zweiten Stellvertreter schriftlich oder mündlich 

einberufen. Ist auch dieser auf unvorhersehbar lange Zeit verhindert, darf jedes sonstige 

Vorstandsmitglied den Vorstand einberufen. 

 

(5) Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn alle seine Mitglieder eingeladen wurden und min-

destens die Hälfte von ihnen anwesend ist. 

 

(6) Der Vorstand fasst seine Beschlüsse mit einfacher Stimmenmehrheit. Bei Stimmengleich-

heit gibt die Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag. 

 

(7) Den Vorsitz führt der Präsident, bei dessen Verhinderung sein erster Stellvertreter, ist 

auch dieser verhindert, der zweiter Stellvertreter. Ist auch dieser verhindert, obliegt der 

Vorsitz dem an Mitgliedsjahren ältesten anwesenden Vorstandsmitglied oder jenem Vor-

standsmitglied, das die übrigen anwesenden Vorstandsmitglieder mehrheitlich dazu be-

stimmen. 

 

(8) Außer durch Tod und Ablauf der Funktionsperiode (Abs. 2) erlischt die Funktion eines 

Vorstandsmitglieds durch Enthebung (Abs. 9) und Rücktritt (Abs. 10). 

 

(9) Die Generalversammlung kann jederzeit den gesamten Vorstand oder einzelne Mitglie-

der des Vorstands seiner Funktion entheben. Die Enthebung tritt mit Bestellung des 

neuen Vorstands bzw. Vorstandsmitglieds in Kraft. 
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(10) Die Vorstandsmitglieder können jederzeit schriftlich ihren Rücktritt erklären. Die Rück-

trittserklärung ist an den Vorstand, im Falle des Rücktritts des gesamten Vorstands an 

die Generalversammlung zu richten. Der Rücktritt des Vorstands wird erst mit der Wahl 

eines neuen Vorstands bzw. Kooptierung (Abs. 3) eines Nachfolgers wirksam. 

 

 

 

§ 12.  Aufgabenkreis des Vorstands 

 

Dem Vorstand obliegt die Leitung des Vereins. Er ist das "Leitungsorgan" im Sinne des Ver-

einsgesetzes 2002 idgF. Ihm kommen alle Aufgaben zu, die nicht durch die Statuten einem 

anderen Vereinsorgan zugewiesen sind. In seinen Wirkungsbereich fallen insbesondere fol-

gende Angelegenheiten: 

a) Einrichtung eines den Anforderungen des Vereins entsprechenden Rechnungswesens 

mit laufender Aufzeichnung der Einnahmen/Ausgaben und Führung eines Vermögens-

verzeichnisses als Mindesterfordernis; 

b) Erstellung des Jahrsvoranschlags, sowie Abfassung des Rechenschaftsberichts und des 

Rechnungsabschlusses; 

c) Vorbereitung und Einberufung der Generalversammlung in den Fällen des § 9 Abs. 1 und 

Abs. 2 lit. a bis c dieser Statuten; 

d) Information der Mitglieder über die Vereinstätigkeit, die Vereinsgebarung und den ge-

prüften Rechnungsabschluss; 

e) Verwaltung des Vereinsvermögens; 

f) Aufnahme, Ausschluss und Streichung von Vereinsmitgliedern; 

g) Aufnahme und Kündigung von Angestellten des Vereins. 

 

 

 

§ 13.  Besondere Obliegenheiten einzelner Vorstandsmitglieder 

 

(1) Der Präsident ist das höchste Leitungsorgan. Er führt die laufenden Geschäfte des Vereins 

und vertritt den Verein nach außen. Er führt den Vorsitz in der Generalversammlung und 

in den Vorstandssitzungen. Bei Gefahr im Verzug ist er berechtigt, auch in Angelegen-

heiten, die in den Wirkungsbereich der Generalversammlung oder des Vorstands fallen, 

unter eigener Verantwortung selbstständig Anordnungen zu treffen; im Innenverhältnis 

bedürfen diese jedoch der nachträglichen Genehmigung durch das zuständige Vereins-

organ. 

 

(2) Schriftliche Ausfertigungen des Vereins, insbesondere den Verein verpflichtende Urkun-

den bedürfen zu ihrer Gültigkeit der Unterschriften des Präsidenten und des Schriftfüh-

rers, in Geldangelegenheiten (vermögenswerte Dispositionen) des Präsidenten und des 

Kassiers. Rechtsgeschäfte zwischen Vorstandsmitgliedern und Verein bedürfen der Zu-

stimmung eines anderen Vorstandsmitglieds. 

 

(3) Rechtsgeschäftliche Bevollmächtigungen, den Verein nach außen zu vertreten bzw. für 

ihn zu zeichnen, können ausschließlich von den in Abs. 2 genannten Vorstandsmitglie-

dern erteilt werden. 
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(4) Der Schriftführer hat den Präsidenten bei der Führung der Vereinsgeschäfte zu unter-

stützen. Ihm obliegt die Führung der Protokolle der Generalversammlung und des Vor-

stands. 

 

(5) Der Kassier ist für die ordnungsgemäße Geldgebarung des Vereins verantwortlich. 

 

(6) Der erste Stellvertreter des Präsidenten darf nur tätig werden, wenn der Präsident ver-

hindert ist. Der zweite Stellvertreter des Präsidenten darf nur tätig werden, wenn sowohl 

der Präsident als auch der erste Stellvertreter verhindert sind; die Wirksamkeit von Ver-

tretungshandlungen wird dadurch aber nicht berührt. 

 

 

 

§ 14.  Die Rechnungsprüfer 

 

(1) Die beiden Rechnungsprüfer werden von der Generalversammlung auf die Dauer von 

fünf Jahren gewählt. Eine Wiederwahl ist zulässig. Die Rechnungsprüfer dürfen keinem 

Organ – mit Ausnahme der Generalversammlung – angehören, dessen Tätigkeit Gegen-

stand der Prüfung ist. 

 

(2) Den Rechnungsprüfern obliegt die laufende Geschäftskontrolle sowie die Prüfung der 

Finanzgebarung des Vereins im Hinblick auf die Ordnungsmäßigkeit der Rechnungsle-

gung und die statutengemäße Verwendung der Mittel. Der Vorstand hat den Rechnungs-

prüfern die erforderlichen Unterlagen vorzulegen und die erforderlichen Auskünfte zu 

erteilen. Sie haben dem Vorstand und der Generalversammlung über das Ergebnis der 

Überprüfung zu berichten. 

 

(3) Rechtsgeschäfte zwischen Rechnungsprüfern und Verein bedürfen der Genehmigung 

durch die Generalversammlung. Im Übrigen gelten für die Rechnungsprüfer die Bestim-

mungen des § 11 Abs. 2, 8, 9 und 10 sinngemäß. 

 

 

 

§ 15.  Das Schiedsgericht 

 

(1) Zur Schlichtung von allen aus dem Vereinsverhältnis entstehenden Streitigkeiten ist das 

vereinsinterne Schiedsgericht berufen. Es ist eine "Schlichtungseinrichtung" im Sinne des 

Vereinsgesetzes 2002 idgF und kein Schiedsgericht nach den §§ 577 ff ZPO. 

 

(2) Das Schiedsgericht setzt sich aus fünf ordentlichen Vereinsmitgliedern oder Ehrenmit-

gliedern zusammen. Es wird derart gebildet, dass ein Streitteil dem Vorstand zwei Mit-

glieder als Schiedsrichter schriftlich namhaft macht. Über Aufforderung durch den Vor-

stand binnen sieben Tagen macht der andere Streitteil innerhalb von 14 Tagen seinerseits 

zwei Mitglieder des Schiedsgerichts namhaft. Nach Verständigung durch den Vorstand 

innerhalb von sieben Tagen wählen die namhaft gemachten Schiedsrichter binnen wei-

terer 14 Tage ein fünftes ordentliches Mitglied oder Ehrenmitglied zum Vorsitzenden des 

Schiedsgerichts. Bei Stimmengleichheit entscheidet unter den Vorgeschlagenen das Los. 

Die Mitglieder des Schiedsgerichts dürfen keinem Organ – mit Ausnahme der General-

versammlung – angehören, dessen Tätigkeit Gegenstand der Streitigkeit ist. 
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(3) Das Schiedsgericht fällt seine Entscheidungen nach Gewährung beiderseitigen Gehörs 

bei Anwesenheit aller seiner Mitglieder mit einfacher Stimmenmehrheit. Es entscheidet 

nach bestem Wissen und Gewissen. Seine Entscheidungen sind vereinsintern endgültig. 

 

 

 

§ 16.  Auflösung des Vereins 

 

(1) Die freiwillige Auflösung des Vereins kann nur in einer zu diesem Zweck einberufenen 

außerordentlichen Generalversammlung und nur mit der qualifizierten Mehrheit von drei 

Vierteln der abgegebenen gültigen Stimmen beschlossen werden. 

 

(2) Diese Generalversammlung hat auch – sofern Vereinsvermögen vorhanden ist – über die 

Abwicklung zu beschließen. Insbesondere hat sie einen Abwickler zu berufen und Be-

schluss darüber zu fassen, wem dieser das nach Abdeckung der Passiven verbleibende 

Vereinsvermögen zu übertragen hat. Dieses Vermögen soll soweit zu gleichen Teilen an 

die Mitglieder verteilt werden, als es den Wert der von diesen geleisteten Einlagen nicht 

übersteigt. Das darüber hinaus verbleibende Vermögen soll, soweit dies möglich und 

erlaubt ist, einer Organisation zufallen, die gleiche oder ähnliche Zwecke wie dieser Ver-

ein verfolgt, sonst Zwecken der Sozialhilfe. 
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